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Anlage 20 zur GRDrs 831/2017
Verlängerung eines Stellenvermerks 
zum Stellenplan 2018
	 Stellennummer


 Kostenstelle
	 Amt
	 BesGr.

 oder

 EG
	 Funktionsbezeichnung
	 Anzahl
 der
 Stellen
	 Stellen-
 vermerk
 bisher

 neu
	 durchschnittl. jährl.
 kostenwirksamer
 Aufwand in €

	320.0301.205

32315314


	Amt für öffentliche Ordnung
	EG 9b
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	KW

01/2018

KW

01/2022
	--


Begründung:

Zum Stellenplan 2014 wurde für den Bereich Transporte / Gewerbliche Güterbeförderung bei der Straßenverkehrsbehörde des Amts für öffentliche Ordnung eine 0,5-Sachbearbeiterstelle befristet geschaffen und zum Stellenplan 2016 bis Ende 2017 verlängert.
Die Stellenschaffung erfolgte vor dem Hintergrund der grundlegenden Neuregelung einheitlicher Berufs- und Marktzugangsvoraussetzungen für Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmen in der Europäischen Union durch die Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009, 1072/2009 und 1073/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates. Mit den drei EG-Verordnungen (sog. Road Package) soll im Interesse von Verkehrssicherheit und Umweltschutz sowie zur Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen insbesondere die Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union optimiert und modernisiert sowie die Wirksamkeit der Überwachung der Unternehmen, die in mehreren Mitgliedstaaten tätig sind, erleichtert werden.

Gleichzeitig ist eine Intensivierung der Überwachung der Berufszugangsvoraussetzungen im Güterkraftgewerbe dringend geboten. Nicht nur aufgrund der Rechtspflichten und der gestiegenen Transparenz des Verwaltungshandelns. Sondern auch aufgrund der teilweise erschreckenden Ergebnisse der Betriebsprüfungen. Die Untätigkeit auf diesem Gebiet hätte nicht nur gravierende Folgen für die Allgemeinheit (Verstöße gegen Sozialvorschriften, gegen Lenk- und Ruhezeiten etc.), sondern könnte auch Haftungsrisiken für die Stadt begründen.

Bei Vollzug des KW-Vermerks könnten die genannten Aufgaben nicht mehr ausreichend bzw. gar nicht erledigt werden. Bei Nichterledigung der Aufgaben drohen Haftungsrisiken. Um eine längerfristige Besetzung zu ermöglichen, ist der KW-Vermerk um 4 Jahre zu verlängern. Dann ist der Bedarf erneut zu überprüfen.
